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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/10336/22

Bereich 32 - Ordnung
Hr. Lauterschlag Datum: 

27.10.2022

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Änderung der Satzung der Hansestadt Lüneburg über die Erhebung von Gebühren 
für Dienst- und Sachleistungen der Feuerwehr Lüneburg außerhalb der unentgeltlich 
zu erfüllenden Pflichtaufgaben (Feuerwehrgebührensatzung - FwGebS) sowie Anpas-
sung des Gebührentarifs nach § 1 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 FwGeBS

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

Ö 14.11.2022 Ausschuss für Feuerwehr und Gefahrenabwehr

N 06.12.2022 Verwaltungsausschuss

Ö 08.12.2022 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

I. Änderung der Feuerwehrgebührensatzung

Die Satzung der Hansestadt Lüneburg über die Erhebung von Gebühren für Dienst- und 
Sachleistungen der Feuerwehr Lüneburg außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden 
Pflichtaufgaben ("Feuerwehrgebührensatzung - FwGebS") wurde vom Rat der Hansestadt 
Lüneburg am 19.09.2018 beschlossen und ist am 01.01.2019 in Kraft getreten.
 
In seiner Sitzung am 03.11.2022 hat der Rat von seiner Regelungskompetenz aus § 2 Ab-
satz 6 NBrandSchG Gebrauch gemacht und beschlossen, dass die Verkehrsführung zur Si-
cherung von gemeindlichen Veranstaltungen durch die örtliche Feuerwehr wahrgenommen 
werden kann, wenn hierfür Polizeikräfte nicht oder nicht rechtzeitig ausreichend zur Verfü-
gung stehen und die Wahrnehmung der Pflichtaufgaben der Feuerwehr nicht gefährdet sind.  
(vgl. VO/10324/22)
Da es sich hierbei nicht um eine Pflichtaufgabe der Feuerwehr handelt, sind die einschlägi-
gen Regelungen zur Kostenabrechnung anzuwenden.
Hierbei war sich der Rat einig, dass für die bisher begleiteten gemeindlichen Veranstaltun-
gen keine Gebühren oder Auslagen in Rechnung gestellt werden sollen. 
Somit ist die Satzung der Hansestadt Lüneburg über die Erhebung von Gebühren für Dienst- 
und Sachleistungen der Feuerwehr Lüneburg außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden 
Pflichtaufgaben (Feuerwehrgebührensatzung - FwGebS) in §7 anzupassen. (siehe Ände-
rungssatzung – Anlage 5)
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Umsatzsteuerrechtlich betrachtet sind sämtliche freiwilligen Leistungen der Feuerwehr als 
Betrieb gewerblicher Art (BgA) seit 2019 umsatzsteuerpflichtig. Da es sich bei der hier in Fra-
ge stehenden Leistung um eine freiwillige Leistung der Feuerwehr handelt, hat dies zur Fol-
ge, dass die zu erhebende Gebühr auch umsatzsteuerpflichtig ist. 
Die dann unentgeltliche Erbringung einer entsprechenden sonstigen Leistung wird nach § 3 
Abs. 9a) Nr. 2 UStG einer sonstigen Leistung gegen Entgelt gleichgestellt. Dies hat zur Fol-
ge, dass auch eine unentgeltliche Leistung des BgA entsprechend zu versteuern ist. 

II. Änderung des Gebührentarifs nach § 1 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 FwGebS

Das Niedersächsische Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehr 
(Niedersächsisches Brandschutzgesetz - NBrandSchG) ist unabhängig von der obengenann-
ten Änderung in den Vorjahren in Bezug auf die Kostenvorschriften mehrfach geändert wor-
den. Dabei wurde auch aktuelle Rechtsprechung, insbesondere des Niedersächsischen 
Oberverwaltungsgerichts, zur Gebührenkalkulation berücksichtigt. Anlässlich der Neurege-
lung der Kostenerhebungsvorschrift des § 29 NBrandSchG zum 01.10.2017 war eine Ände-
rung der Satzung der Stadt Lüneburg über die Erhebung von Kostenersatz für Dienst- und 
Sachleistungen der Feuerwehr Lüneburg außerhalb der Pflichtaufgaben geboten. Bei der 
Erarbeitung der FwGebS hatte sich die Verwaltung (Bereiche 22 und 32) eng an der von der 
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens erarbeiteten Mus-
tersatzung (Stand: Februar 2018) orientiert.

Bei den grundsätzlichen Erwägungen zur Erhebung von Gebühren und Auslagen bei Einsät-
zen ist zu berücksichtigen, dass nach den §§ 1 und 2 NBrandSchG den Gemeinden die Ab-
wehr von Gefahren durch Brände (abwehrender und vorbeugender Brandschutz) sowie die 
Hilfeleistung bei Unglücksfällen und bei Notständen (Hilfeleistung) in ihrem Gebiet als Aufga-
be des eigenen Wirkungskreises obliegt und sie zur Erfüllung dieser Aufgaben eine den örtli-
chen Verhältnissen entsprechend leistungsfähige Feuerwehr aufzustellen, auszurüsten, zu 
unterhalten und einzusetzen haben.

Eine Gebührenerhebung auf Grundlage des § 29 Absätze 2 und 3 NBrandSchG in Verbin-
dung mit § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) verlangt, dass bei 
der Festlegung von Gebühren eine Ermittlung der jeweiligen zukünftigen Kosten anhand be-
triebswirtschaftlicher Grundsätze, also auf Grundlage einer Kalkulation (siehe Anlage 1), zu 
erfolgen hat. Zur Kalkulation von Gebühren im Feuerwehrwesen hat das Niedersächsische 
Oberverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 28.06.2012 (11 LC 234/11) festgestellt, dass 
sich die beim Satzungserlass zu beachtenden Vorgaben grundsätzlich aus dem NKAG erge-
ben, insbesondere aus dessen § 5 (Benutzungsgebühren). Einschränkend ist aber zu beach-
ten, dass nach der gegenüber der Anwendung des NKAG vorrangigen Regelung des Nieder-
sächsischen Brandschutzgesetzes die dort genannten Einsatzfälle (§ 29 Absatz 1 
NBrandSchG) unentgeltlich sind. Das in § 5 Absatz 1 Satz 2 NKAG genannte Ziel, wonach 
das Gebührenaufkommen die Kosten der jeweiligen öffentlichen Einrichtung decken soll, gilt 
also für die Feuerwehr nicht. Ziel ist es, (höchstens) die anteiligen Kosten der entgeltlichen 
Feuerwehreinsätze zu decken. Dementsprechend stehen auch die in § 5 Absatz 2 NKAG 
enthaltenen Vorgaben zur Einhaltung des Kostendeckungsgrundsatzes jeweils unter dem 
Vorbehalt vorrangiger abweichender Sonderregelungen des Niedersächsischen Brand-
schutzgesetzes.
 
Trotz dessen ist verwaltungsgerichtlich anerkannt, dass auch die so genannten einsatzunab-
hängigen Vorhaltekosten in zulässiger Weise in die Gebührenkalkulation einfließen.
Unter Berücksichtigung der aktuellen verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung (VG Lüne-
burg, Urteil vom 22.03.2017, 3 A 613/14) verlangt der Gleichbehandlungsgrundsatz aber, 
dass die nach § 29 Absatz 2 NBrandSchG ansetzbaren Kosten von Personal, allen Fahr-
zeugtypen und übrigen Geräten um einen angemessenen Kostenanteil der Gemeinde (Anteil 
des öffentlichen Interesses) verringert werden, wenn Vorhaltekosten in Ansatz gebracht wer-
den. Denn die Vorhaltung einer leistungsfähigen öffentlichen Einrichtung "kommunale Feuer-
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wehr" beinhaltet auch außerhalb der nach § 29 Absatz 2 NBrandSchG maßgeblichen Be-
rechnungsgrundlagen einen Nutzen, der der Allgemeinheit zugutekommt und der von nicht 
zu vernachlässigendem öffentlichen Interesse ist. Die Ermessensentscheidung über die Hö-
he des Anteils des öffentlichen Interesses muss die konkreten örtlichen Verhältnisse zugrun-
de legen und an sachgerechten Kriterien orientiert sein.
 
Hinzuweisen ist darauf, dass die vorstehenden Ausführungen in der Verwaltungsgerichtsbar-
keit nicht unumstritten sind, aber Einigkeit darin besteht, dass es eines Korrektivs bedarf, um 
im Einzelfall eine übermäßige Belastung des Gebührenschuldners eines entgeltlichen Ein-
satzes dadurch zu vermeiden, dass er die notwendigen Vorhaltekosten für die Abarbeitung 
der unentgeltlichen Pflichtaufgaben mitfinanziert. Auf Grundlage dieser Erwägungen wurde 
die FwGebS erarbeitet.
 
Gemäß § 5 Abs. 1 NKAG kann der Gebührenberechnung ein Kalkulationszeitraum zugrunde 
gelegt werden, der drei Jahre nicht übersteigen soll. Der gewählte Kalkulationszeitraum be-
trägt ein Jahr, wobei die Prognose für das Jahr 2022 auf Basis der Betriebskostenabrech-
nung für das Haushaltsjahr 2020 sowie unter Berücksichtigung der bisherigen Entwicklungen 
im Jahr 2021 erfolgt (siehe Anlage 2).
 
Somit muss der Gebührentarif jedes Jahr neu angepasst und aktualisiert werden. Die ange-
passten Gebührentatbestände finden sich in den Anlagen 3 und 4 wieder.

Folgenabschätzung:

A) Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs

Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1 Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15)

2 Nachhaltige Städte und 
Gemeinden (SDG 11)

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) 

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und 
Infrastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

B) Klimaauswirkungen

a) CO2-Emissionen (Mehrfachnennungen sind möglich)

x Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen
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□ Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr 

und/oder

□ Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr

b)  Vorausgegangene Beschlussvorlagen

□ Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-
schlussvorlage VO/__________ geprüft.

c)  Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)

□ Die Vorgaben wurden eingehalten.
□ Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
□ Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 71,00 €

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen: Veröffentlichung ca. 300 €

c)  an Folgekosten: keine

d) Haushaltsrechtlich gesichert: 

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle: 32030 / 3321000  
Produkt / Kostenträger: 32 / 12600103
Haushaltsjahr: 2023

e)  mögliche Einnahmen: laut Satzung - Gebühreneinnahmen

Anlagen:
Anlage 1 Betriebsabrechnungsbogen
Anlage 2 Gebührensätze
Anlage 3 Gebührentarif 2022 und 2023 im Vergleich
Anlage 4 Feuerwehrgebührensatzung-Gebührentarif 2023
Anlage 5 Entwurf Änderungssatzung FwGebS

Beschlussvorschlag:
1. Der Rat beschließt die beigefügte Änderungssatzung der Satzung der Hansestadt Lü-

neburg über die Erhebung von Gebühren für Dienst- und Sachleistungen der Feuer-
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wehr Lüneburg außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben (Feuer-
wehrgebührensatzung - FwGebS).

2. Der Gebührentarif nach § 1 Absatz 2 und § 4 Absatz 1 der Satzung der Hansestadt 
Lüneburg über die Erhebung von Gebühren für Dienst- und Sachleistungen der Feu-
erwehr Lüneburg außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben für das 
Jahr 2023 auf Basis der Betriebskostenabrechnung für das Haushaltsjahr 2021 sowie 
unter Berücksichtigung der bisherigen Entwicklungen im Jahr 2022 wird in der aus 
der Anlage 4 ersichtlichen aktualisierten Fassung zum 01.01.2023 beschlossen.

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
Bereich 20 - Kämmerei und Stadtkasse
Bereich 22 - Betriebswirtschaft und Beteiligungsverwaltung, Controlling
DEZERNAT III
Fachbereich 3a - Ordnung und Bürgerservice
03 - Projektmanagement, Service  und Steuerungsunterstützung


